Muster

Absender
Adresse Sozialamt
XX.XX.XXXX
Ihr Geschäftszeichen XXXX
Ohne Aktenzeichen
Widerspruch gegen Ihren Bescheid vom XX.XX.XXXX
Die von uns beantragte Leistung ist einkommensunabhängig zu gewähren. § 2 SGB XII findet hier keine Anwendung. Ich verweise hier auf den § 92 Abs. 2 Ziffer 2 SGB XII. 
2) Den in § 19 Abs. 3 genannten Personen ist die Aufbringung der Mittel nur für die Kosten des Lebensunterhalts zuzumuten 

1.

bei heilpädagogischen Maßnahmen für Kinder, die noch nicht eingeschult sind,

2.

bei der Hilfe zu einer angemessenen Schulbildung einschließlich der Vorbereitung hierzu,

3.

bei der Hilfe, die dem behinderten noch nicht eingeschulten Menschen die für ihn erreichbare Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft ermöglichen soll,

Wir haben beantragt Gebärdensprachdolmetscher/Assistenz nach: § 55 SGB IX, § 53 und 54 SGB XII, § 12 EinglHVO! 

Eingliederungshilfe für behinderte Kinder im Vorschulbereich (Kindergarten) und Schule ist einkommensunabhängig zu gewähren. Hierzu finden Sie in Google massenhaft Urteile.

Dass im Bescheid angeführt wird, dass Kinder, die einen Integrationsplatz innehaben keinen Anspruch auf persönliche Assistenz im Kindergarten haben, denn nichts anderes bedeutet die Assistenz eines Gebärdensprachdolmetschers während der Vorbereitung auf die Schule, werten wir als arglistige Täuschung. 
DENN - Wenn dies so stimmen würde, bekäme kein einziges behindertes Kind einen Assistenten im Kindergarten, denn alle behinderten Kinder haben einen Integrationsplatz inne und wenn benötigt auch einen Integrationshelfer/Assistenten. Eine einfache Suche in Google ergibt haufenweise Urteile aus ganz Deutschland zu diesem Thema. Wir ersparen uns die Auflistung. Die Gelder für den Integrationsplatz sind zweckgebunden für Personal des Kindergartens zu Gunsten von XXXX, nicht aber für persönliche Assistenz. Dies ist Aufgabe der Eingliederungshilfe und Ihnen sicher bekannt.
Außerdem kommt Frau XXXX ihrer Aufklärungspflicht nicht nach. Es wird aus fadenscheinigen Gründen eine existentielle Leistung für XXXX abgelehnt. Jedem Kind wird im Kindergarten die Möglichkeit gegeben sich adäquat auf die Schule vorzubereiten, einem gehörlosen Kind wird die aus fiskalischen Gesichtspunkten abgelehnt und uns Eltern vorgegaukelt, dass wir keinen Anspruch haben. 

Wir behalten uns vor, diesen Vorgang öffentlich zu machen, . 

Wir erwarten nun innerhalb von 14 Tagen einen positiven Bescheid, damit XXXX sich in Gebärdensprache auf die Schule vorbereiten kann. Ohne gebärdensprachliche Übersetzung ist ihr dies nicht möglich. Durch die Vorbereitung im Kindergarten wird ihr eine inklusive Beschulung erst erleichtert und ermöglicht.

Sollte dies nicht bis zum XX.XX.XXXX geschehen sein, werden wir einen Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz beim Sozialgericht stellen. 
Mit freundlichen Grüßen
